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Abschnitt I

Allgemeines

§ 1 Organe

Verwaltungsorgane der Stadt Pfullingen sind der Gemeinderat und der Blrgermeis-

ter.

§ 2 Eigenbetriebe

(1) Die Stadt Pfullingen fuhrt die Eigenbetriebe ,Stadtwerke Pfullingen™ und ,, Wohn-
bau Pfullingen®. Regelungen in deren Betriebssatzungen gehen nach dem Eigenbe-

triebsgesetz Baden-Wdilrttemberg den Regelungen in der Hauptsatzung vor.

(2) Der Bauausschuss ist der aufgrund des § 7 Abs. 1 des Eigenbetriebsgesetzes fir
die Angelegenheiten der beiden Eigenbetriebe zustandige Ausschuss. Néheres be-

stimmt die jeweilige Betriebssatzung.



Abschnitt 11

Gemeinderat

8§ 3 Rechtsstellung, Aufgaben und Zustandigkeiten

(1) Der Gemeinderat ist die Vertretung der Blirger und das Hauptorgan der Stadt.

(2) Der Gemeinderat legt die Grundsatze fur die Verwaltung der Stadt fest und ent-
scheidet Uber alle Angelegenheiten der Stadt, soweit nicht der Gemeinderat den
Ausschissen oder dem Blrgermeister bestimmte Angelegenheiten Ubertragen hat
oder der Blrgermeister kraft Gesetzes zustandig ist. Der Gemeinderat tUberwacht
die Ausflihrung seiner Beschlisse und sorgt beim Auftreten von Missstanden in der

Stadtverwaltung flr deren Beseitigung durch den Blrgermeister.

(3) Der Gemeinderat entscheidet im Einvernehmen mit dem Blirgermeister Uber die
Ernennung, Einstellung, Entlassung sowie sonstige personalrechtliche Entscheidun-
gen bei Betriebsleitungen und deren Stellvertretungen der Eigenbetriebe, sowie bei
Fachbereichsleitungen und deren Stellvertretungen sowie den Teamleitungen der

Verwaltung.

(4) Der Gemeinderat entscheidet liber die Annahme, Vermittlung und Verwendung
von Spenden, Schenkungen und ahnlichen Zuwendungen sowie von Vermachtnis-

sen.

8§ 4 Durchfiihrung von Sitzungen ohne persoénliche Anwesenheit der Mit-

glieder im Sitzungsraum

Nach Entscheidung des/der jeweiligen Vorsitzenden kénnen unter den in § 37a
GemQO, in der jeweils glltigen Fassung, festgelegten Voraussetzungen Sitzungen
des Gemeinderates, der Ausschisse und sonstiger gemeinderatlicher Gremien, so-
wie Sitzungen der Jugendvertretung ohne persdnliche Anwesenheit der Mitglieder

im Sitzungsraum durchgefthrt werden.



§ 5 Altestenrat

(1) Der Gemeinderat bildet einen Altestenrat, der den Biirgermeister in Fragen der

Tagesordnung und des Gangs der Verhandlungen des Gemeinderats berat.

(2) Der Altestenrat besteht aus dem Birgermeister, den Fraktionsvorsitzenden,
dem Beigeordneten und den ehrenamtlichen Stellvertretern des Blirgermeisters.
Vorsitzender des Altestenrates ist der Biirgermeister.

(3) Das Nahere Uber den Geschaftsgang und die Aufgaben wird in der Geschafts-
ordnung des Gemeinderats geregelt.

8§ 6 Zusammensetzung

Der Gemeinderat besteht aus dem Blrgermeister als Vorsitzendem und den ehren-

amtlichen Mitgliedern (Stadtrate).
Abschnitt III
Ausschiisse des Gemeinderats
8§ 7 BeschlieBende Ausschiisse
(1) Es werden folgende beschlieBende Ausschlisse gebildet:
1.1 der Verwaltungsausschuss,
1.2 der Bauausschuss

1.3 der Umlegungsausschuss

(2) Der Verwaltungsausschuss und der Bauausschuss bestehen je aus dem Blrger-

meister als Vorsitzendem und 11 weiteren Mitgliedern des Gemeinderats.

(3) Der Umlegungsausschuss besteht aus dem Blrgermeister als Vorsitzendem und
5 weiteren Mitgliedern des Gemeinderats. Zu den Sitzungen des Umlegungsaus-
schusses werden ein Vermessungssachverstandiger und ein Bausachverstandiger

als Mitglieder mit beratender Stimme zugezogen.



(4) Fur die weiteren Mitglieder der Ausschiisse werden Stellvertreter bestellt, wel-

che diese Mitglieder im Verhinderungsfall vertreten.

§ 8 Allgemeine Zustandigkeiten der beschlieBenden Ausschiisse

(1) Die beschlieBenden Ausschisse entscheiden im Rahmen ihrer Zustandigkeit

selbstandig an Stelle des Gemeinderats.

(2) Den beschlieBenden Ausschiissen werden die in den §§ 7 bis 9 bezeichneten

Aufgabengebiete zur dauernden Erledigung Ubertragen. Im Rahmen dieser Aufga-
bengebiete ist jeder Ausschuss fur die Belange des Umweltschutzes zustandig. Ist
zweifelhaft, welcher Ausschuss im Einzelfall zustandig ist, ist die Zustandigkeit des

Verwaltungsausschusses gegeben.

(3) Die beschlieBenden Ausschisse sind innerhalb ihres Geschaftskreises zustandig

far:

3.1 die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan, soweit der Betrag im
Einzelfall mehr als 150.000 Euro, aber nicht mehr als 300.000 Euro betragt;

3.2 die Zustimmung zu UberplanmaBigen und auBerplanmaBigen Ausgaben von

mehr als 30.000 Euro, aber nicht mehr als 150.000 Euro im Einzelfall.

(4) Soweit sich die Zustandigkeit der beschlieBenden Ausschiisse nach Wertgrenzen
bestimmt, beziehen sich diese auf den einheitlichen wirtschaftlichen Vorgang. Die
Zerlegung eines solchen Vorgangs in mehrere Teile zur Begrindung einer anderen
Zustandigkeit ist nicht zulassig. Bei voraussehbaren wiederkehrenden Leistungen

bezieht sich die Wertgrenze auf den Jahresbetrag.

8§ 9 Beziehung zwischen Gemeinderat und beschlieBenden Ausschiissen

(1) Wenn eine Angelegenheit flir die Gemeinde von besonderer Bedeutung ist,

mussen die Ausschlisse die Angelegenheit dem Gemeinderat zur Beschlussfassung

unterbreiten.



(2) Der Gemeinderat kann den beschlieBenden Ausschilissen allgemein oder im Ein-
zelfall Weisungen erteilen, jede Angelegenheit an sich ziehen oder Beschllsse der
beschlieBenden Ausschlisse, solange sie noch nicht vollzogen sind, andern oder auf-

heben.

(3) Angelegenheiten, deren Entscheidung dem Gemeinderat vorbehalten ist, sollen
dem zustandigen beschlieBenden Ausschuss zur Vorberatung zugewiesen werden.
Auf Antrag des Vorsitzenden oder eines Sechstels aller Mitglieder des Gemeinderats
sind sie dem zustandigen beschlieBenden Ausschuss zur Vorberatung zu tUberwei-

sen.

(4) Der Gemeinderat kann Angelegenheiten, die die Aufgabengebiete verschiedener
Ausschusse beruhren, selbst erledigen. Die Zustandigkeit des Gemeinderats ist an-
zunehmen, wenn zweifelhaft ist, ob die Behandlung einer Angelegenheit zur Zu-
standigkeit des Gemeinderats oder zu der eines beschlieBenden Ausschusses ge-
hort.

(5) Widersprechen sich die noch nicht vollzogenen Beschllisse zweier Ausschisse,
so hat der Blrgermeister den Vollzug der Beschllisse auszusetzen und die Entschei-

dung des Gemeinderats herbeizufiihren.

(6) Der Verwaltungsausschuss und der Bauausschuss kénnen zu gemeinschaftlicher

Beratung eines Gegenstandes zusammentreten.

8§ 10 Verwaltungsausschuss

(1) Der Geschaftskreis des Verwaltungsausschusses umfasst folgende Aufgabenge-
biete:
1.1 Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten, Gebihrenangelegenheiten, Rechtsan-

gelegenheiten,

1.2 Finanz- und Haushaltswirtschaft einschlieBlich Abgabenangelegenheiten und

kaufmannische Angelegenheiten der Stadtwerke,

1.3 Schulangelegenheiten, Kinderbetreuungsangelegenheiten, Jugendangelegenhei-

ten,



1.4 soziale und kulturelle Angelegenheiten, Sportangelegenheiten,

1.5 Gesundheitsangelegenheiten

1.6 Wirtschaftsférderung, Tourismus, Stadtmarketing, Marktangelegenheiten

1.7 Offentliche Sicherheit und Ordnung, Wohnungswesen,

1.8 Meldewesen, Personenstandswesen, Wahlen, allgemeine Fragen des Zivilschut-

zes,

1.9 Verwaltung der Liegenschaften der Stadt einschlieBlich der Waldbewirtschaf-
tung, Jagd, Fischerei und Weide,

1.10 Abfallbeseitigung

(2) In seinem Geschaftskreis entscheidet der Verwaltungsausschuss Uber:

2.1 die Bewilligung von nicht im Haushaltsplan einzeln ausgewiesenen Freigebig-
keitsleistungen von mehr als 3.000 Euro, aber nicht mehr als 15.000 Euro im Ein-
zelfall,

2.2 die Stundung von Forderungen,

2.2.1 von mehr als 6 Monaten bis zu 2 Jahren in unbeschrankter Hoéhe,

2.2.2 von mehr als 2 Jahren und von mehr als 50.000 Euro bis zu einem Hochstbe-
trag von 300.000 Euro,

2.3 den Verzicht auf Anspriiche der Stadt und die Niederschlagung oder den Erlass

solcher Anspriiche von mehr als 3.000 Euro, aber nicht mehr als 50.000 Euro,

2.4 die Fuhrung von Rechtsstreiten und den Abschluss von Vergleichen, wenn der
Streitwert mehr als 30.000 Euro, aber nicht mehr als 150.000 Euro betragt,



2.5 die VerauBerung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von Grundei-
gentum oder grundstucksgleichen Rechten, einschlieBlich der Ausibung von Vor-
kaufsrechten im Wert von mehr als 50.000 Euro, aber nicht mehr als 300.000 Euro
im Einzelfall und die Gewahrung von Birgschaften und die Aufnahme von Darlehen
im Wert von nicht mehr als 500.000 Euro,
2.6 Vertrage Uber die Nutzung von Grundstlicken oder beweglichem Vermdgen bei
einem jahrlichen Mietwert oder Pachtwert von mehr als 50.000 Euro, aber nicht
mehr als 300.000 Euro im Einzelfall,
2.7 die VerauBerung von beweglichem Vermdgen von mehr als 50.000 Euro aber
nicht mehr als 300.000 Euro im Einzelfall.

§ 11 Bauausschuss
(1) Der Geschéftskreis des Bauausschusses umfasst folgende Aufgabengebiete:
1.1 Bauleitplanung und Bauwesen (Hoch-, Tiefbau, Vermessung), Stadtplanung,
Sanierung, Bauférderung und Angelegenheiten der Eigenbetriebe Stadtwerke Pful-
lingen und Wohnbau Pfullingen,
1.2 Versorgung und Entsorgung ohne Abfallbeseitigung,
1.3 StraBenbeleuchtung, technische Verwaltung der StraBen, Bauhof, Fuhrpark,
1.4 Verkehrswesen,
1.5 Feuerléschwesen und bauliche Angelegenheiten des Zivilschutzes,

1.6 technische Verwaltung stadtischer Gebaude,

1.7 Sport-, Spiel-, Bade-, und Freizeiteinrichtungen, Park- und Gartenanlagen,

Friedhofsangelegenheiten

1.8 Landschaftspflege und Gewasserunterhaltung



(2) In seinem Geschaftskreis entscheidet der Bauausschuss Uber:

2.1 Antrage nach § 15 BauGB sowie Erkldarung des Einvernehmens der Stadt nach
dem BauGB, Zustimmungen, Genehmigungen, Anhdrungen und Stellungnahmen

der Stadt in planungs- und baurechtlichen Verfahren, soweit die Entscheidung flr
die Bauleitplanung oder flir das Orts- und Landschaftsbild von erheblicher Bedeu-

tung ist oder grundsatzlichen Charakter hat,

2.2 die Ablésung der Stellplatzpflicht,

2.3 die Entscheidung Uber die Ausfliihrung eines Bauvorhabens (Baubeschluss) und
die Genehmigung der Bauunterlagen, die Vergabe der Lieferungen und Leistungen
fur die Bauausfuhrung (Vergabebeschluss) sowie die Anerkennung der Schlussab-
rechnung (Abrechnungsbeschluss) bei voraussichtlichen bzw. tatsachlichen Gesamt-
baukosten von mehr als 150.000 Euro, aber nicht mehr als 300.000 Euro im Einzel-

fall.

2.4 die Fihrung von Rechtsstreitigkeiten und den Abschluss von Vergleichen, wenn
der Streitwert mehr als 30.000 Euro, aber nicht mehr als 150.000 Euro betragt.

§ 12 Umlegungsausschuss

(1) Der Umlegungsausschuss ist zustandig fir die von der Umlegungsstelle bei der

Durchfliihrung von Umlegungen nach § 45 ff. BauGB zu treffenden Entscheidungen.

(2) Auf den Umlegungsausschuss finden § 5 Abs. 2 Satz 2 Abs. 3 und 4 sowie § 6

Abs. 1 und 2 keine Anwendung.

Abschnitt IV

Blirgermeister

8§ 13 Rechtsstellung

Der Blrgermeister ist hauptamtlicher Beamter auf Zeit.



8§ 14 Zustandigkeiten

(1) Der Burgermeister leitet die Stadtverwaltung und vertritt die Stadt. Er ist fur
die sachgemaBe Erledigung der Aufgaben und den ordnungsgemaBen Gang der
Verwaltung verantwortlich und regelt die innere Organisation der Stadtverwaltung.
Der BlUrgermeister erledigt in eigener Zustandigkeit die Geschafte der laufenden
Verwaltung und die ihm sonst durch Gesetz oder den Gemeinderat Ubertragenen
Aufgaben. Weisungsaufgaben erledigt der Blirgermeister in eigener Zustandigkeit,
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Dies gilt auch, wenn die Stadt in ei-
ner Angelegenheit angehort wird, die auf Grund einer Anordnung der zustandigen

Behodrde geheim zu halten ist.

(2) Dem Burgermeister werden folgende Aufgaben zur Erledigung dauernd Ubertra-

gen, soweit es sich nicht bereits um Geschafte der laufenden Verwaltung handelt:

2.1 die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan bis zum Betrag von
150.000 Euro im Einzelfall;

2.2 die Zustimmung zu UberplanmaBigen und auBerplanmaBigen Ausgaben und zur

Verwendung von Deckungsreserven bis zu 30.000 Euro im Einzelfall;

2.3 die Ernennung, Einstellung, Entlassung und sonstige personalrechtlichen Ent-
scheidungen von Beamten und Beschaftigten sofern nicht die Zustandigkeit des Ge-
meinderats nach dieser Hauptsatzung (§ 3 Abs. 3) oder per Gesetz gegeben ist;

2.4 die Gewahrung von unverzinslichen Lohn- und Gehaltsvorschlissen;

2.5 die Bewilligung von nicht im Haushaltsplan einzeln ausgewiesenen Freigiebig-

keitsleistungen bis zu 3.000 Euro im Einzelfall;

2.6 die Stundung von Forderungen im Einzelfall

2.6.1 bis zu 6 Monaten in unbeschrankter Hohe

2.6.2 bis zu 2 Jahren und bis zu einem H6chstbetrag von 50.000 Euro;



2.7 den Verzicht auf Anspriiche der Stadt und die Niederschlagung oder den Erlass
solcher Ansprliche bis 3.000 Euro;
2.8 die Fihrung von Rechtstreitigkeiten und den Abschluss von Vergleichen, wenn

der Streitwert nicht mehr als 30.000 Euro betragt;

2.9 die VerauBerung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von Grundei-
gentum oder grundstucksgleichen Rechten, einschlieBlich der Ausubung von Vor-

kaufsrechten im Wert bis zu 50.000 Euro im Einzelfall;

2.10 Vertrage Uber die Nutzung von Grundstlcken oder beweglichem Vermdgen bis

zu einem jahrlichen Mietwert oder Pachtwert von 50.000 Euro im Einzelfall;

2.11 die VerauBerung von beweglichem Vermégen bis zu 50.000 Euro im Einzelfall,
bei Holzverkaufen, Obstverkaufen und dgl. ohne Wertgrenze, soweit diese nicht von

erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung sind;

2.12 die Bestellung von Blrgern zu ehrenamtlicher Mitwirkung sowie die Entschei-
dung darlber, ob ein wichtiger Grund flr die Ablehnung einer solchen ehrenamtli-

chen Mitwirkung vorliegt;

2.13 die Zuziehung sachkundiger Einwohner und Sachverstandiger zu den Bera-

tungen einzelner Angelegenheiten im Gemeinderat und in allen Ausschissen;

2.14 die Entscheidung Uber den Beitritt der Stadt Pfullingen in Vereine, Verbande

u. a., mit einem Mitgliedsbeitrag von jahrlich bis zu 500 Euro im Einzelfall;

2.15 die Ubernahme von Biirgschaften fiir den Wohnungsbau und fiir Wohnungsin-

standsetzungen, soweit diese nicht von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung sind;

2.16 die Feststellung im Einzelfall, ob die Stadt ein gesetzliches Vorkaufsrecht hat;

2.17 die Feststellung, ob es im Interesse der Stadt dringend geboten ist, ein ihr im
Einzelfall zustehendes gesetzliches Vorkaufsrecht auszuliben. Ist die Ausibung des
Vorkaufsrechts im 6ffentlichen Interesse der Stadt dringend geboten, ist die Ent-
scheidung, ob das Vorkaufsrecht ausgelibt wird, von dem nach der Hauptsatzung

zustandigen Organ zu treffen;



2.18 die Entscheidung Uber Léschungsbewilligungen flir Rechte, die der Sicherung
zwischenzeitlich erflllter Anspriiche dienen oder die durch Eintritt oder Nichteintritt
von Bedingungen und Befristungen gegenstandslos geworden sind, sowie in den
Fallen, in denen nach Lage der Dinge die Rechte und Anspriiche auch ohne dingli-

che Sicherung als gewahrt betrachtet werden kénnen;

2.19 die Anhérung gemaB § 4 des Schulgesetzes flir Baden-Wdirttemberg in allen

wichtigen Schulangelegenheiten;

2.20 Antrage nach § 15 BauGB sowie Erklarung des Einvernehmens der Stadt nach
dem BauGB, Zustimmungen, Genehmigungen, Anhérungen und Stellungnahmen der
Stadt in planungs- und baurechtlichen Verfahren, soweit nicht der Bauausschuss
nach § 8 Abs. 2 Nr. 2.1 zustandig ist;

2.21 die Beauftragung der Feuerwehr zur Hilfeleistung in Notlagen und mit MaBnah-

men der Brandverhltung im Sinne des § 2 Abs. 2 Feuerwehrgesetz;

2.22 Umschuldungen oder Vereinbarungen neuer Konditionen bei auslaufenden

Zinsbindungsfristen flir bestehende Darlehen in unbeschrankter Hohe.

Soweit sich die Zustandigkeit des Burgermeisters nach Wertgrenzen bestimmt, be-
ziehen sich diese auf den einheitlichen wirtschaftlichen Vorgang. Die Zerlegung eines

solchen Vorgangs in mehrere Teile zur Begrindung der Zustandigkeit ist nicht zulds-

sig.

§ 15 Stellvertreter/Beigeordneter

(1) Es wird ein hauptamtlicher Beigeordneter als standiger allgemeiner Stellvertre-

ter des Bilrgermeisters bestellt.

(2) Die Abgrenzung des Geschéftskreises des Beigeordneten erfolgt durch den Bur-

germeister im Einvernehmen mit dem Gemeinderat.

(3) AuBerdem bestellt der Gemeinderat aus seiner Mitte weitere Stellvertreterinnen
und Stellvertreter des Blirgermeisters, die den Blrgermeister vertreten, wenn auch

der Beigeordnete verhindert ist.



Abschnitt V
Schlussbestimmungen
8§ 16 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Stadt Pfullingen vom 04.10.2016, zuletzt
geandert am 01.02.2021 auBer Kraft.

Hinweis: Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung fur Baden-Wirttemberg (GemQ) oder von auf Grund der GemO er-
lassener Verfahrensvorschriften beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach §
4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit
der Bekanntmachung dieser Satzung gegentber der Gemeinde/Stadt geltend ge-
macht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begriinden soll, ist zu be-
zeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften iiber die Offentlichkeit der Sitzung,

die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.

Ausgefertigt!
Pfullingen, den 20.03.2024

gez.
Stefan Worner

BUrgermeister

Aus Grunden der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung der Sprachformen mann-
lich, weiblich und divers (m/w/d) verzichtet. Samtliche Personenbezeichnungen gelten gleichermaBen
far alle Geschlechter.



		2024-03-25T14:26:35+0000
	Stefan Wörner




